
verlangen, der für das betreffende Kind sorgeberech­
tigt ist. Diese Regelung soll im Interesse der Eltern 
und der Kinder möglichst endgültig schon bei Schei­
dung der Ehe getroffen werden, um späteren Streitig­
keiten darüber tunlichst vorzubeugen. Einen weiteren 
Hinweis dafür, daß im Eheverfahren nur die Verhält­
nisse der minderjährigen Kinder geordnet werden sol­
len, bietet § 15 EheVO. Diese Bestimmung regelt im 
Verhältnis der Eheleute zueinander die Frage des 
Unterhalts für den Fall der Abweisung der Scheidungs­
klage, und zwar sowohl für den unterhaltsberechtigten 
Ehegatten als auch für die bei ihm lebenden Kinder, 
wobei aber ausdrücklich nur von den m i n d e r ­
j ä h r i g e n  Kindern die Rede ist. Ist aber nach der 
Eheverordnung die urteilsmäßige Regelung des Unter­
halts volljähriger Kinder im Verhältnis der Eltern 
untereinander bereits bei einer gestörten, immerhin 
aber noch bestehenbleibenden Ehe nicht möglich, dann 
kann dies beim Fehlen ausdrücklicher Gesetzesbestim­
mungen im Falle der Scheidung der Ehe nicht anders 
sein. Es handelt sich dabei nicht etwa um eine will­
kürliche Beschränkung der gesetzlichen Regelung auf 
einen bestimmten Personenkreis, sondern um eine 
solche, die sich aus der Rechtsstellung des volljährigen 
Kindes mit Notwendigkeit ergibt. Das volljährige Kind 
hat beim Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen 
ein eigenes Recht auf Unterhalt gemäß §§ 1601 ff. BGB. 
Es kann und muß diese Ansprüche als eine selbstän­
dige Rechtspersönlichkeit im eigenen Namen und in 
einem gesonderten Verfahren geltend machen. Die 
Eltern sind in keiner Weise befugt, im Scheidungs­
prozeß, den sie in eigenem Namen als Parteien führen, 
dem Rechte des volljährigen Kindes irgendwie vorzu­
greifen. Das Gericht kann darüber also auch nicht von 
Amts wegen befinden, denn nur das nach § 13 Abs. 1 
Ziff. 2 EheVerfO durchzuführende Verfahren trägt 
Offizialcharakter und ist, wenn die Voraussetzungen des 
§ 8 EheVO vorliegen, ohne jede Antragstellung durchzu­
führen. Träfe die Rech tsauffassung des Kreisgerichts zu, 
so müßte das Gericht in jedem Eheverfahren, unab­
hängig vom Wohnsitz und dem Alter der Kinder und 
unabhängig davon, ob das volljährige Kind überhaupt 
Unterhaltsansprüche stellen will, dessen wirtschaftliche 
Lage prüfen, um darüber entscheiden zu können, ob das 
Kind unterhaltsbedürftig ist. Daß eine solche Entschei­
dung, abgesehen davon, daß dafür keinerlei gesetzliche 
Grundlage vorhanden ist, den Rahmen des Ehever­
fahrens sprengen und dessen Entscheidung unter Um­
ständen auf unabsehbare Zeit verzögern würde, liegt 
auf der Hand.

Bei der Bedeutung, die der Unterhaltsentscheidung im 
Eheverfahren zukommt, soll noch auf folgendes hinge­
wiesen werden: Selbst wenn der Rechtsauffassung des 
Kreisgerichts zu folgen wäre, wäre das mit dem Kassa- 
tionsantrage angegriffene Urteil grundlegend fehler­
haft. Das Kreisgericht hat in keiner Weise die wirtschaft­
lichen Verhältnisse der Beteiligten erörtert. Das Urteil 
enthält keine Feststellungen über Beruf oder Aus­
bildungsstand des Kindes, über seine Einkommensver­
hältnisse und die seiner Eltern. Darauf aber kommt es, 
je nach Lage der Sache, bei jeder Unterhaltsentschei­
dung an. Nur auf Grund genauer Feststellungen über 
die Lebensverhältnisse des Berechtigten und Verpflich­
teten kann beurteilt werden, ob und in welchem Um­
fange das Kind unterhaltsbedürftig und der Verpflich­
tete leistungsmäßig imstande ist, Unterhalt für das Kind 
zu zahlen.

§ 19 Abs. 1 EheVO.
Die Kostenentscheidung in Ehesachen darf nicht im 

Widerspruch zum Inhalt der Sachentscheidung stehen. 
Sie ist zu begründen.

OG, Urt. vom 22. März 1957 - 1 Zz 1/57.
Die im Januar 1956 vom Kläger erhobene Ehescheidungs­

klage ist mit Urteil des Kreisgerichts S. vom 23. März 1956 
ab ge wissen worden. Die Kostenentscheidung ist gemäß § 19 
Abs. 1 Satz 1 EheVO dahin ergangen, daß Jede Partei die ge­
richtlichen Kosten zur Hälfte und die außergerichtlichen 
Kosten selbst zu tragen hat. Das Urteil ist rechtskräftig ge­
worden.

Mit dem vom Präsidenten des Obersten Gerichts gestellten 
Kassationsantrag wird die Aufhebung des Urteils im Kosten­
punkt und die Fällung einer der Bestimmung des § 19 Abs. 1 
Satz 2 EheVO entsprechenden Kostenentscheidung — eventuell 
unter Zurückverweisung der Sache an das Kreisgericht —

beantragt, da mit der Anwendung des § 19 Abs. 1 Satz 1 EheVO 
auf den vorliegenden Fall das Gesetz verletzt sei.

Die .Urteilsgründe enthalten folgende Feststellungen: Die 
annähernd 34 Jahre bestehende Ehe habe erst dadurch 
Schaden genommen, daß -sich der Kläger seit etwa drei Jahren 
einer anderen Frau zugewandt habe. Bei dem Versuch, sein 
Verhalten damit zu erklären, daß ihn die Verklagte nicht 
fürsorglich behandelt habe, so wie er das als kranker Mensch 
erwarten könne, habe der Kläger außer acht gelassen, daß 
die Verklagte selbst seit etwa zehn Jahren krank sei. Der 
Kläger habe sich vielmehr „aus erotischen Erwägungen“ von 
der Verklagten gelöst und sich der um viele Jahre jüngeren 
Zeugin zugewandt.

Feststellungen, die darauf schließen ließen, daß die Ver­
klagte den Kläger auch nur in irgendeiner Weise vernach­
lässigt hätte, seien nicht zu treffen gewesen. Es sei vielmehr 
zu beachten, daß die Verklagte nach wie vor ihren Mann 
liebe und bereit sei, alles zu tun, um ihm in jeder Hinsicht 
beizustehen und ihm einen angenehmen Lebensabend zu 
bereiten.

An diese Feststellungen anknüpfend, wird das Verhalten 
des Klägers als leichtfertig bezeichnet und mißbilligt, da die 
Ehe dreißig Jahre hindurch harmonisch verlaufen sei. Die 
Folgen der Scheidung würden in diesem Falle für die Ver­
klagte eine unzumutbare Härte bedeuten. Die Ehe habe auch 
ihren Sinn für die Gesellschaft nicht verloren, da die Gesell­
schaft erwarte, daß bei einer so alten Ehe die Eheleute ver­
pflichtet seien, am Lebensabend einander Beistand zu leisten.

Aus den G r ü n d e n :
Der Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten 

Gerichts rügt mit Recht, daß eine schematische Anwen­
dung des § 19 Abs. 1 Satz 1 EheVO dem Gesetze wider­
spricht, weil sie zu Entscheidungen im Kostenpunkte 
Anlaß geben kann, die dem erreichten Stande des 
Bewußtseins unserer werktätigen Bevölkerung wider­
sprechen, von ihnen nicht verstanden und daher als 
ungerecht abgelehnt werden. Die Gerichte müssen 
erkennen, daß im Eheprozeß auch die Kostenentschei­
dung für die Parteien von wesentlicher Bedeutung ist.

Bei der Anwendung der Kostenbestimmung der Ehe­
verordnung wird nun zu beachten sein, daß die gesetz­
liche Anordnung des § 19 Abs. 1 Satz I EheVO nicht 
eine in sich abgeschlossene Bestimmung darstellt, 
sondern daß sie entscheidend durch den Satz 2 eine 
Ergänzung erfährt. Nur eine Auslegung, die b e i d e n  
Sätzen in ihrem inneren Zusammenhang gerecht wird, 
vermag ihre richtige Anwendung zu gewährleisten. Es 
entspräche nicht dem Sinne des Gesetzes, wollte man 
schlechthin den Satz 1 des § 19 Abs. 1 EheVO als die 
Regel und die Bestimmung im Satz 2 als die ihr gegen­
über zugelassene, besonders zu begründende Ausnahme 
betrachten. Zuzugeben ist, daß der Wortlaut des 
Gesetzes eine solche Auslegung zu begünstigen scheint. 
Gleichwohl ist sie abzulehnen, weil sie am Wortlaute 
haftet und zu Entscheidungen führen kann — in der 
Praxis der Gerichte sicherlich auch bereits geführt 
hat —, in denen ein Widerspruch zwischen dem Sach- 
urteil und der Kostenentscheidung zutage tritt, den die 
Parteien und unbefangene Leser des Urteils deutlich 
empfinden. Das darf nicht sein. Richtig und befriedi­
gend ist allein eine Auslegung, die den Zusammen­
hang der beiden Sätze des § 19 Abs. 1, ihre gegenseitige 
Abhängigkeit voneinander verständnisvoll berücksich­
tigt und daher die Gerichte, um befriedigende Kosten­
entscheidungen fällen zu können, nötigt, sich in jedem 
einzelnen Falle darüber klarzuwerden, ob nach Lage 
der gesamten Umstände des Falles die Anwendung des 
einen oder des anderen Satzes geboten ist. Der dabei 
anzulegende Maßstab ergibt sich aus dem Inhalt des 
Satzes 2, der die Würdigung sowohl der im Urteil ge­
troffenen Feststellungen als auch der „sonstigen Ver­
hältnisse“ — also nicht a l l e i n  der Vermögensverhält­
nisse — der Parteien verlangt. So kann es z. B. für die 
Kostenentscheidung auch in Betracht kommen und 
wird also entsprechend zu würdigen sein, daß derjenige 
Elternteil, der bei der Scheidung der Ehe die Sorge für 
die aus der Ehe hervorgegangenen Kinder übernimmt, 
damit — ganz abgesehen von der geldlichen Seite, die 
ja in der Regel durch den vom anderen Teile zu leisten­
den Unterhalt ausgeglichen werden wird — dem 
anderen Teile in erheblichem Maße die Erfüllung seiner 
moralisch-politischen staatsbürgerlichen Pflichten 
erleichtert.

Weiter werden folgende Umstände bei der Entschei­
dung über die Kostenfrage nicht außer acht gelassen 
werden dürfen: Die im Satz 1 des § 19 Abs. 1 EheVO 
über die Verteilung der Kosten aufgestellte Regelung
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